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Zivilrechtsreform auf dem Weg
Senat gibt grünes Licht / Nun muss Parlament entscheiden
Der Senat stimmte für die Reform.
Buenos Aires (AT/mc) – Bis in die Morgenstunden des Donnerstags dauerte es, ehe der Senat die Abstimmung über die von der Regierung eingebrachte Zivilrechtsreform abschließen konnte. Zu diesem Zeitpunkt waren fast alle oppositionellen Senatoren schon nicht mehr im Plenarsaal. Sie waren darüber verärgert, dass das Regierungslager sich geweigert hatte, über die Artikel einzeln abstimmen zu lassen. So wurde denn das Reformprojekt, das mehrere umstrittene Neuerungen beinhaltet, mit 39:1 Stimmen angenommen. Allerdings muss auch noch das Abgeordnetenhaus zustimmen, was voraussichtlich erst ab März 2014 erfolgen wird. Diese Zustimmung vorausgesetzt, soll die Reform am 1. Januar 2016 in Kraft treten. Ein weiter Weg.
Ein im Vorfeld besonders heiß diskutierter Aspekt der Reform war das Thema der künstlichen Befruchtung. Hier hatte sich die katholische Kirche in die Diskussion eingeschaltet und für eine Änderung der ursprünglichen Fassung gesorgt: Hieß es zunächst, von menschlichem Leben könne man erst sprechen, wenn der Embryo in den Mutterleib gepflanzt werde, geht der aktuelle Entwurf nach der kirchlichen Intervention weiter: Demnach könne schon dann von Leben gesprochen werden, wenn sich Spermien und Eizelle im Reagenzglas vereinigen.
Vor allem bei den Anhängern der künstlichen Befruchtung stieß diese Abänderung auf Kritik. Sie stelle einen gravierenden Rückschritt dar in einem Land, in dem es bereits seit 25 Jahren die Praxis künstlich erzeugter und in Kühlbehältnissen aufbewahrter Embryos gebe. Gleichwohl sind nun noch Fragen zu klären, die den Schutz des Embryos betreffen. Das soll durch ein spezielles Gesetz geregelt werden.
Für ein überraschendes Statement sorgte in diesem Zusammenhang Miguel Pichetto, der Fraktionsvorsitzende der regierungstreuen Senatoren. Er räumte offen ein, dass er mit der Modifikation des Passus zur künstlichen Befruchtung nicht einverstanden sei. Doch aufgrund „politischer Verpflichtungen“ müsse er zustimmen.
Das Thema Leihmutterschaft wird nicht in das neue Zivilrecht aufgenommen. Auch hier hatte sich die katholische Kirche quergelegt. Nicht zufrieden dürften die Geistlichen indes mit der sogenannten „Express-Scheidung“ sein, die im neuen Zivilrecht vorgesehen ist. Um die Auflösung eines Eheverhältnisses herbeizuführen, genügt zukünftig der Wunsch eines Ehepartners.
Gestrichen wurde die ursprünglich vorgesehene soziale Verpflichtung, der privates Eigentum unterliegen sollte. Nach Protesten und Einwänden von Juristen, Unternehmern und Opposition wurde dieser Passus fallen gelassen. Das neue Zivilrecht beinhaltet die Möglichkeit, dass Schulden in ausländischer Währung auch in Pesos zum offiziellen Wechselkurs zurückgezahlt werden können.
Das Thema Haftung des Staates und seiner Funktionäre nahm das Regierungslager aus dem Zivilrechtskatalog heraus und ordnete es ausschließlich dem Verwaltungsrecht zu. Dieses Ansinnen segnete das Abgeordnetenhaus mit 129 zu 105 Stimmen in einer Abstimmung ab, die parallel zur Senatssitzung stattfand. Der Staat und seine Beamten sollen so vor zivilrechtlichen Haftungsklagen geschützt werden.
Argentinien
Streit um Flusswasser
Damm in Santiago blockiert Salado-Fluss / Santa Fe protestiert
Buenos Aires (AT/mc) – Zwischen den Nachbarprovinzen Santiago del Estero und Santa Fe kriselt es derzeit gewaltig. Grund für den Zwist ist ein vor einigen Tagen fertiggestellter Damm, der auf dem Gebiet von Santiago del Estero den Salado-Fluss blockiert. Dies hat zur Folge, dass weiter flussabwärts – in Santa Fe – bedeutend weniger Flusswasser ankommt als bislang. Darüber berichtet die Zeitung „La Nación“ in ihrer Mittwochausgabe.
Besonders betroffen ist die Stadt Tostado (Santa Fe). Die 15.000 Einwohner zählende Ortschaft hängt in Sachen Wasserbeschaffung weitgehend von dem Fluss ab. Erst in diesem Jahr wurde dort ein neues Stauwerk zur Gewinnung von Trinkwasser fertiggestellt. Nun graben die Nachbarn aus Santiago den Bewohnern von Tostado buchstäblich das Wasser ab.
Die Santiageños führen als Argument für ihren Damm an, dass man angesichts von Trockenperioden Wasser speichern müsse, um auch in solchen Phasen die Felder ausreichend bewässern zu können. Doch die auf dem Trockenen sitzenden Nachbarn lassen sich so nicht beschwichtigen. So forderte die Provinzregierung in Santa Fe, dass der Damm, der nur acht Kilometer von der Provinzgrenze entfernt ist, „unverzüglich“ beseitigt werde.
Antonio Ciancia, der Wasserbeschaffungsminister von Santa Fe, ärgerte sich: „Die Dammkonstruktion verhindert den normalen Wasserfluss und verringert die Wassermenge. Dies verursacht eine Reihe von Problemen für uns, sei für die Gewinnung von Wasser für den menschlichen Bedarf oder für Flora und Fauna in der Region.“ Ciancia erinnerte die Santiageños auch an bestehende vertragliche Regelungen, die die Gliedstaaten, durch die der Salado-Fluss fließt, verpflichten, dem menschlichen Bedarf Vorrang einzuräumen.
Bereits in der Vergangenheit war es wegen des Flusses immer wieder zur Differenzen zwischen den Provinzen gekommen.
Argentinien
Wohnelend nimmt zu
Studie über wachsende Armutsviertel in Argentinien
Von Isabel Luther
Buenos Aires (AT) - Immer mehr Menschen in Argentinien leben in prekären Verhältnissen: In Armutsvierteln, die teils weder über Asphaltierung noch über Straßenbeleuchtung verfügen sowie ohne Zugang zu sauberem Wasser und Sanitäranlagen sind. Dies geht aus einem Bericht der Organisation „Techo“ hervor, der vor einigen Tagen im blauen Salon im Kongress vorgestellt wurde.
Um den Zustand der Elendsviertel verständlicher zu machen, arbeitete „Techo“ mit einer Definition für diese Viertel. Dafür wählte man drei Begriffe: ‚villas‘, ‚asentamientos‘ und ‚barrios populares‘.
„Unter ‚villa‘ versteht man ein Viertel, das weder Häuser noch eine richtige Stadtstruktur hat, mit Unterschieden, was die Zahl der Bewohner und die Gefahren dort betrifft“, erläuterte Juan Manuel D´Attoli, der Direktor von „Techo“, während der Veröffentlichung des Berichts. ‚Asentamientos‘ sind Zusammenschlüsse von acht oder mehr Familien, wo mehr als die Hälfte der Bevölkerung keinerlei Wohneigentum besitzt und keinen regelmäßigen Zugang zu mindestens zwei Aspekten der Grundversorgung wie fließendem Wasser, Elektrizität oder sanitären Anlagen hat. Diese ‚asentamientos‘ entstanden unter anderem durch Besetzung der Grundstücke. Schließlich gibt es noch ‚barrios populares‘, die unter Einflussnahme des Staates entstehen. ‚Villas‘, ‚asentamientos‘ und ‚barrios populares‘ haben aber ähnliche Probleme bezüglich der Kriminalität und sonstiger Gefahren.
In der Stadt Buenos Aires gibt es 49 ‚villas‘, fünf ‚asentamientos‘ und zwei ‚barrios populares‘. Im Großraum Buenos Aires gibt es in La Matanza viele Armutsviertel: 89 an der Zahl. Dort leben 26.700 Familien. In Quilmes gibt es 57 Armutsviertel mit 35.000 Familien, in Moreno 42 mit 9.900 Familien. Auch für andere Provinzen Argentiniens wurden die Zahlen mit steigender Tendenz vorgestellt. Nach der Studie von „Techo“ besteht jede Familie in diesen Armutsvierteln durchschnittlich aus 4,7 Personen.
„In La Matanza sehen wir keinerlei Präsenz von Seiten des Staates. In einem ‚asentamiento‘ leben ist praktisch wie nicht zu leben. Warum? Weil wenn der Staat uns anerkennen würde, würde er sich um uns kümmern“, so Eduardo Creus, der in González Catán, La Matanza lebt.
Die Erarbeitung der Studie wurde vom Institut Gino Germani und einigen Universitäten, darunter die ‚Universidad Católica Argentina‘ durchgeführt. Für die Arbeiten vor Ort halfen 700 Freiwillige mit.
Einer der untersuchten Aspekte ist der schwierige Zugang der Bewohner zu sanitärer Grundversorgung. Dieser Punkt wurde als größtes Problem genannt bei 56 % der ‚asentamientos‘ oder ‚villas‘. Es folgten Unsicherheit (35 %) , Fehlen von Asphaltierung (33 %) bzw. Straßenbeleuchtung (26 %).
In der Studie wurde genannt, dass bei Regen 64 % der ‚asentamientos‘ überschwemmt werden, da viele in der Nähe eines Gewässers liegen. In 29 % der Armutsviertel fand in den letzten sechs Monaten vor Veröffentlichung der Studie mindestens ein Brand statt. In knapp einem Drittel aller Fälle kommt jedoch keine Feuerwehr, weil die Straßen nicht den Anforderungen entsprechen.
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Die Woche in Argentinien
PJ will Wahlen verschieben
Die peronistische Gerechtigkeitspartei (PJ) will die Neuwahlen ihres nationalen Vorstandes offenbar noch weiter hinausschieben. So stellte der Generalbevollmächtigte der Partei, der deutschstämmige Abgeordnete Jorge Landau, bei Bundesrichterin María Romilda Servini formell den Antrag, den parteiinternen Urnengang von Dezember auf kommenden März zu verschieben. Landau begründete dies mit dem Hinweis auf fünf Landesverbände, die es versäumt hätten, die nötigen Wählerverzeichnisse frist- und formgerecht einzureichen. Der Vorsitz der Perón-Partei ist seit dem Tod von Néstor Kirchner vor über drei Jahren vakant. Interimsmäßig übt Daniel Scioli, der Gouerverneur der Provinz Buenos Aires, als Kirchners einstiger Stellvertreter das Amt aus. Für die PJ-Organe in der Provinz Buenos Aires steht mit dem 15. Dezember indes bereits ein Datum fest. Einziger zugelassener Kandidat für den Parteivorsitz in der Provinz ist Fernando Espinoza, der Bürgermeister von La Matanza. Die Wahlkommission der Partei hatte zuvor eine Kandidatur des Senators Mario Ishii abgelehnt, da dieser nicht die erforderlichen Bürgschaften vorweisen konnte. Die PJ geht auf eine Gründung von Juan Domingo Perón zurück. Derzeit ist sie die „Achse“ der Regierungskoalition „Front für den Sieg“, die wiederum von Néstor Kirchner geschmiedet wurde.
Fristen für Iran
Argentinien will offenbar für mehr Verbindlichkeit bei der Umsetzung der Vereinbarung mit Iran zur Aufarbeitung des AMIA-Attentats sorgen. So teilte Außenminister Héctor Timerman am Sonntag mit, dass die argentinische Regierung den Iranern bestimmte Fristen vorgeschlagen habe. So soll nach der Konstituierung der internationalen Wahrheitskommission ein Jahr Zeit sein, damit argentinische Richter nach Teheran reisen und dort die von Argentinien beschuldigten Iraner verhören können. Bekanntlich vermutet die argentinische Justiz, dass die Hintermänner des 1994 verübten Anschlages auf das jüdische Gemeindezentrum AMIA in Buenos Aires iranische Funktionäre sind. Damals kamen 85 Menschen ums Leben. Die Wahrheitskommission, auf deren Einrichtung sich beide Länder im Januar dieses Jahres verständigt haben, soll aus internationalen Juristen bestehen, die gemeinsam ernannt werden. Bislang ist sie noch nicht gebildet worden. Überhaupt ist Argentinien mit der Entwicklung seit der Unterzeichnung des „Memorandum“ genannten Abkommens nicht sehr zufrieden. Während der argentinische Kongress das Vorhaben bereits im Februar abgesegnete, gibt es weiter Unklarheit darüber, ob der Iran das Memorandum angenommen hat.
Beben bei den Malwinen
Ein Erdbeben der Stärke 7,0 hat am frühen Montag den Südatlantik erschüttert. Das Zentrum des Bebens lag 314 Kilometer südöstlich von den Malwinen-Inseln und rund 750 Kilometer östlich von Feuerland in einer Tiefe von etwa zehn Kilometern, wie die US-Erdbebenwarte USGS mitteilte. Auf den britisch verwalteten Inseln wurden die Erdstöße gespürt, aber nur leichte Schäden gemeldet, wie der Rundfunksender „Falklands Radio“ über Twitter berichtete. Der Holzfußboden eines Gasthauses an der Uferfront in Port Stanley (Puerto Argentino) sei durch das Beben aus den Fugen geraten. Nach Angaben der Ozeanforschungsbehörde NOAA bestand die Möglichkeit, dass sich „ein lokaler oder regionaler Tsunami“ bilde, der über ein paar hundert Kilometer Entfernung vom Epizentrum hinaus aber kaum Auswirkungen habe. Das Erdbeben ereignete sich auf der Kontaktfläche der Südamerikanischen Platte mit der Scotiaplatte.
Für Auslieferung
Die spanische Regierung hat die Auslieferung von zwei mutmaßlichen Folterern der Franco-Diktatur (1939-1975) an Argentinien im Prinzip gebilligt. Wie das Justizministerium gestern in Madrid weiter mitteilte, hatte Argentinien die Übergabe von vier Beschuldigten beantragt, zwei von ihnen seien aber schon vor Jahren gestorben. Eine endgültige Entscheidung muss die Regierung von Mariano Rajoy erst dann treffen, wenn auch der Nationale Gerichtshof der Auslieferung zustimmt. Dies gilt aber als eher unwahrscheinlich. Die argentinische Richterin María Servini hatte ihre Ermittlungen 2010 im Auftrag von Opferverbänden aufgenommen, nachdem Richter Baltasar Garzón in Spanien mit dem Versuch gescheitert war, sich über das spanische Amnestiegesetz von 1977 hinwegzusetzen. Das Gesetz gilt für alle Verbrechen der Franco-Zeit, weshalb Beobachter kaum davon ausgehen, dass der Gerichtshof einer Auslieferung zustimmt. Bei den beiden Betroffenen handelt es sich um ehemalige Polizeibeamte des Franco-Regimes, die heute jeweils 66 und 77 Jahre alt sind. Bisher musste sich kein einziger Franco-Scherge vor Gericht verantworten.
Höhere Verkehrsbußen
Zu schnelles Fahren wird zukünftig erheblich kostspieliger. Das Stadtparlament von Buenos Aires beschloss am Donnerstag, die Bußgelder um fast 200 Prozent zu verteuern. So wird die Grundeinheit, nach der sich die Strafen bemessen werden, von bislang 1,66 auf 4,85 Pesos erhöht. Der neue Tarif orientiert sich an dem Preis für einen halben Liter Benzin der höchsten Oktanzahl an den YPF-Tankstellen. Alle sechs Monate soll das Bußgeld entsprechend angepasst werden. Aktuell bedeutet die Erhöhung, dass Autofahrer, die die erlaubte Geschwindigkeit um 20 bis 40 Stundenkilometern (km/h) überschreiten, 725,50 Pesos berappen müssen. Diejenigen, die mehr als 40 km/h zu schnell fahren, zahlen 1212 Pesos. Wer 140 km/h oder mehr fährt, muss mit Strafen zwischen 1940 und 19.400 Pesos rechnen. Die Anhebung der Strafgrundgebühr gilt auch für weitere Ordnungswidrigkeiten im Straßenverkehr wie Fahren ohne Gurt, Handytelefonate am Steuer, Motorradfahren ohne Schutzhelm, Falschparken oder Überfahren von roten Ampeln.
Gegen die Todesstrafe
Unter dem Motto „Städte für das Leben, Städte gegen die Todesstrafe“ lädt das Sekretariat für Menschenrechte für den heutigen Sonnabend zu einer Demo auf die Plaza de Mayo ein. Beginn der Veranstaltung an der sogenannten „Mai-Pyramide“ ist um 18.30 Uhr. Der Protest ist international zu verstehen. In Argentinien gibt es keine Todesstrafe. (AT/mc/dpa)
Meinung
Kabinettschef Capitanich
Die Rückkehr der Präsidentin Cristina Kirchner zur Amtsführung nach 45 Tagen unter ärztlicher Fürsorge hat keinesfalls dazu geführt, dass sie wie vor ihrer Krankheit nahezu täglich Reden hält und alle Entscheidungen selber trifft. Sie darf vorerst nicht fliegen, so dass sie die meiste Zeit in der Präsidentschaftsresidenz von Olivos verbringt. Nur für die Vereidigung des neuen Kabinetts fuhr sie per Auto zum Regierungspalast, wo sie allerdings sogleich zwei Reden vor jungen Anhängern hielt. Wie gehabt.
Ohne Erklärungen abzugeben, hat die Präsidentin das bisherige Regierungsmodell gründlich reformiert. Der bisherige Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina wurde kurzerhand entlassen. Ihn ersetzt überraschenderweise der bisherige Gouverneur der Provinz Chaco, Jorge Milton Capitanich, auch Coki genannt. 2015 läuft sein zweites Gouverneursmandat in Folge ab.
Mit Capitanich erhielt das Amt des Kabinettschefs ein völlig neues Gesicht. Dieses Amt wurde 1994 in die Verfassungsreform eingeschmuggelt. Dafür zeichnete Raúl Alfonsín verantwortlich, dessen Präsidentschaft von 1983 bis 1989 vorzeitig endete.
Alfonsín setzte in der Verfassungsreform den dritten Senator für die jeweilige erste Minderheit durch, dank der zahlreiche Parteifreunde sich eines Sitzes im Oberhaus erfreuen. Hinzu kam das neu geschaffene Amt des Kabinettschefs, der dem Präsidenten amtliche Bürden abnehmen sollte, die Etatposten verwaltet, was die Beamten des Schatzamtes erledigen, und dem Parlament allmonatlich Rede und Antwort stehen sollte, was freilich nur selten geschah. So gesehen, entpuppte sich der Kabinettschef als ein Sondersekretär des Präsidenten ohne eigenes politisches Gewicht.
Das soll mit Capitanich anders werden. Er ist Vollblutpolitiker, kennt sich in der Provinzverwaltung bestens aus, führt einen politischen Dialog mit seinen bisherigen Kollegen in anderen Gliedstaaten und kann direkt Einfluss auf die Tagespolitik nehmen, indem er sie mit den jeweils zuständigen Ministern abspricht. Während Präsidentin Kirchner schweigt, kann sich Capitanich auch mit ihr verständigen, so dass er ihr angeblich den Stress abnimmt, der ihren Gesundheitszustand gefährdet.
In der jetzigen Lage der Regierung haben wirtschaftspolitische Maßnahmen offensichtlich erste Priorität. Auch hier kann Capitanich mit Wirtschaftsminister Axel Kicillof, der mit der Präsidentin auf bestem Fuß steht, die einzelnen Schritte absprechen. Es handelt sich dabei um den Rhythmus der Abwertung, der derzeit bei nahezu 30 Prozent per annum liegt, sowie um Maßnahmen zur Förderung der Exporte und zur Eindämmung der Importe, um zu vermeiden, dass die Währungsreserven von rund 30 Milliarden Dollar, die freilich nicht alle frei verfügbar sind, bis Ende 2015 ganz verschwinden. Eigenartigerweise tritt Capitanich in die gleichen Fußstapfen der bisherigen Regierungsführung, indem die Landwirtschaft immer noch aus dem Blickfeld verschwindet. Dabei stammen die meisten Exporte aus der Landwirtschaft, schätzungsweise rund 30 Milliarden Dollar im Jahr gegen nur 3 Milliarden Importe. Jegliche Förderung der Exporte müsste zunächst die Landwirtschaft betreffen, die die Regierungssprecher überhaupt nicht erwähnen.
Capitanich hat unmittelbar nach seiner Amtseinsetzung Kontakt mit Gouverneuren aufgenommen und überraschenderweise auch Regierungschefs von zwei Gliedstaaten zu Gesprächen eingeladen, wo Oppositionsparteien (Macri mit PRO in der autonomen Stadt Buenos Aires und Bonfatti mit Sozialisten und Radikalen in Santa Fe) regieren, was Präsidentin Kirchner bisher stur abgelehnt hat. In den Beziehungen der Nationalregierung zu den Gliedstaaten geht es meistens um Geldfragen. Außerdem sind die meisten Provinzen hoch überschuldet und verhandeln bereits, wie sie die damalige Refinanzierung ihrer Schulden mit der Nationalregierung regeln werden, die Ende 2013 abläuft.
Diese und andere dringende Finanzprobleme der Regierung sowie das Erbe der vom entlassenen Handelssekretär Guillermo Moreno verfügten Einmischungen in private Märkte, die zu Knappheiten und Preisauftrieb führten, müssen geregelt werden. Sicherlich wird Capitanich im Wirtschaftskabinett mitmischen und sein politisches Profil stärken, wird er doch seit seiner Ernennung zum Kabinettschef in politischen Kreisen bereits als ein möglicher Präsidentschaftskandidat für 2015 gehandelt. Die Liste dieser Kandidaten nimmt dauernd zu.
Meinung
Angst vor der Demokratie
Von Stefan Kuhn
Es ist geschafft. CDU, CSU und SPD haben sich nach einem Monat konfliktgeladener Verhandlungen auf einen Koalitionsvertrag geeinigt, doch für die Sozialdemokraten geht die Ochsentour jetzt erst richtig los. In den nächsten beiden Wochen entscheiden die 470.000 Parteimitglieder über das Vertragswerk. Für ein positives Votum muss die SPD-Führung in Regionalkonferenzen noch gewaltige Überzeugungsarbeit leisten.
In den Verhandlungen haben sich die Sozialdemokraten in einigen wesentlichen Punkten wie dem Mindestlohn durchsetzen können, andere tragen die Handschrift der Unionsparteien. Wenn zwei große Parteien ein Regierungsbündnis schmieden, lassen beide Federn. Dafür dass die SPD die deutlich kleinere der beiden großen Parteien ist, hat sie sich ganz gut geschlagen. Doch für viele Gegner der großen Koalition innerhalb der Partei ist weniger ausschlaggebend, dass es zu wenig sozialdemokratische Positionen im Koalitionsvertrag gibt. Sie fürchten wohl zu Recht, dass die Partei in vier Jahren noch schwächer dasteht als heute. Das lässt sich aus der jüngeren Geschichte ableiten.
Als Angela Merkel 2005 Bundeskanzlerin wurde, gab es ebenfalls eine große Koalition. CDU/CSU und SPD waren damals mit 35,2 bzw. 34,2 Prozent fast gleich stark. Bei den Wahlen vier Jahre später verloren die Sozialdemokraten trotz erfolgreicher Arbeit in der Regierung 11,2 Prozentpunkte. Merkel schloss daraufhin ein Bündnis mit der FDP, der es vier Jahre darauf noch schlechter erging. Die Liberalen verloren zwar nur 9,8, aber das waren 0,2 Prozentpunkte zu viel. Die FDP ist zu ersten Mal seit Gründung der Bundesrepublik nicht mehr im Bundestag vertreten.
Bei der SPD-Basis sorgt dies natürlich für Unruhe. Selbst Mitglieder, die eine rechnerisch mögliche rot-rot-grüne Koalition ablehnen, sind vielfach gegen eine große Koalition. Sie bevorzugen eine CDU/CSU-Minderheitsregierung oder Schwarz-Grün. Im zweiten Fall wären dann die Grünen in vier Jahren die Leidtragenden.
SPD-Chef Sigmar Gabriel gibt sich trotzdem zuversichtlich. Er glaubt an ein positives Votum. Das muss er auch. Wenn die Mitglieder den Koalitionsvertrag ablehnen würden, wäre dies fatal für die Parteiführung und die gesamte Partei. Von solch einem Debakel würde sich die SPD nicht so schnell erholen. Den meisten Mitgliedern dürfte das auch klar sein. Dennoch werden Gabriel und Co. kämpfen müssen. Begeistert sind die wenigsten Sozialdemokraten von einem Bündnis mit CDU und CSU. Und diejenigen, die dieses Bündnis wirklich ablehnen, sind vermutlich motivierter, an der Mitgliederbefragung teilzunehmen.
Die Angst vor einem Scheitern ist omnipräsent. Dazu passt auch, dass das eventuelle Kabinett noch nicht bekanntgegeben wurde. Bei Sonderparteitagen, die bisher über SPD-Regierungsbeteiligungen entschieden haben, wussten die Delegierten in der Regel, wer welchen Posten besetzt. Wenn ein SPD-Spitzenpolitiker aber vor einer Regionalkonferenz der Partei für eine Regierung wirbt, in der er einen Ministerposten bekommen wird, wirkt das weniger glaubhaft.
Nicht nur in der SPD-Führung ist man nervös. Viele Bundesbürger können sich nicht mit dem Gedanken anfreunden, dass 470.000 SPD Mitglieder über die Zukunft der Republik entscheiden. Bei einem notwendigen Quorum von 20 Prozent sind es sogar nur 94.000. Theoretisch könnten knapp über 47.000 Sozialdemokraten die künftige Regierung scheitern lassen. Das ist natürlich wahr, aber dennoch irrelevant. Bisher entschieden bei allen Parteien Sonderparteitage über Regierungsbündnisse. In dieser Hinsicht konnten sogar schon etwas über 100 Freidemokraten das Schicksal der Republik bestimmen. Die Angst vor der Mitgliederbefragung ist schlicht Angst vor der Demokratie.
Aber selbst Verfassungsrechtler halten das SPD-Votum für bedenklich. Der Leipziger Professor Christoph Degenhardt sieht darin eine Verletzung der grundgesetzlich garantierten Entscheidungsfreiheit der Abgeordneten. Beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe wird man sich über eine solche Argumentation sicherlich amüsieren. Wenn Parteitage entscheiden, müsste dies die Weisungsungebundenheit der Bundestagsabgeordneten ebenfalls tangieren. Egal wie das Mitgliedervotum ausgeht, es verpflichtet keinen Bundestagsabgeordneten der SPD, Angela Merkel zur Bundeskanzlerin zu wählen oder sie nicht zu wählen.
Der Schritt der SPD vor einem Regierungsbündnis die Mitglieder zu befragen, ist ein Schritt zu mehr Demokratie. Es ist gut, wenn die Parteiführung die Mitglieder von ihren Entscheidungen überzeugen muss und die Basis nicht vor vollendete Tatsachen stellt, die von ein paar hundert Delegierten abgenickt wurden.
Meinung
Randglossen
Für die Abkehr von der als sogenanntes Modell bekannten Regierungspolitik muss die Regierung echte Purzelbäume schlagen, darunter neuerdings die überraschende Einigung mit der spanischen Erdölfirma Repsol. Die mehrheitliche Beteiligung dieser Firma an YPF wurde im Vorjahr von der Regierung konfisziert, als der jetzige Wirtschaftsminister Axel Kiciloff, damals Vizeminister, munter verkündete, dass die Regierung keinen Cent Entschädigung bezahlen würde, sondern Repsol eine Rechnung für angebliche und unbewiesene Umweltschäden vorlegen würde. Der gleiche Minister musste jetzt eine Entschädigung von mindestens fünf Milliarden Dollar hinnehmen, allerdings in Staatsbonds bis zu zehn Jahren, die dank einer Karenzfrist von zwei Jahren der nächsten Regierung aufgebürdet werden wird. Kicillof hat sich als eigenartiger Marxist entpuppt, der kapitalistische Monopole entschädigt, anstatt sie zu konfiszieren. Ein ideologischer Purzelbaum.
Wie neuerdings in wichtigen politischen Entscheidungen, die die wirtschaftliche Zukunft prägen werden, gibt die Regierung auch in kleinen Entscheidungen nach. Darunter fiel dieser Tage die Zusage an die Stadtregierung in Händen der oppositionellen PRO-Partei von Regierungschef Mauricio Macri, dass die bisher kurze Autobahn Illia bei Retiro zwischen dem städtischen Flughafen und der Eisenbahn verlängert werden darf, damit sie direkt Anschluss an die Autobahn Lugones findet. Das wird den Verkehr zur Provinz Buenos Aires fühlbar erleichtern. Bisher hatte sich die Nationalregierung stur geweigert, ihre Zusage zu geben. Zum Schaden der zahlreichen Autofahrer, die nachmittags vom Stadtzentrum in die Provinz Buenos Aires heimfahren. Die Entscheidung war seit Jahren überfällig, bis jetzt die politische Feindseligkeit der Präsidentin mit dem Regierungschef Macri eingeschlafen ist. Zum Wohl der Autofahrer, die nie gefragt worden waren.
Schon seltsam, dass man mehr als einen Monat nach den Bundestagswahlen noch nicht weiß wer Deutschland regiert. Gut, Angela Merkel ist gesetzt, vermutlich auch Finanzminister Wolfgang Schäuble. Die SPD hätte es sicher nicht verheimlicht, wenn sie das zweitwichtigste Amt im Kabinett errungen hätte. Die CSU bekommt vermutlich das Innen- und Landwirtschaftsministerium, die SPD das Außen-, Justiz- und Arbeitsministerium. Vermutlich auch ein Superministerium, das auf Parteichef Sigmar Gabriel zugeschnitten ist, sollte dieser wirklich ins Kabinett wollen. Aber Spekulationen sind unsinnig, alles hängt natürlich von der SPD-Mitgliederbefragung ab. Insofern ist noch nicht einmal wirklich sicher, dass Merkel Bundeskanzlerin bleibt.
Sie glauben, das hat die Welt noch nicht gesehen. Doch es ist nicht das erste Mal, dass die Grünen, augenscheinlich in vollem Ernst, mit der CDU koalieren wollen. Aber manchmal muss man die Gelegenheit wie jetzt in Hessen beim Schopfe packen, alle Fünfe gerade sein lassen und die Prinzipien über Bord werfen. Fragt sich nur, was der Grünen-Wähler davon hält, wenn seine Partei den „Wowi“ macht und wie Berlins regierender Bürgermeister Klaus Wowereit Koalitionsverhandlungen mit der „prinzipiennäheren“ Partei wegen Kinkerlitzchen bereits nach einer Zigarettenlänge mit vorgeschobener Unterlippe verlässt. Aber im Grünen ist ja immer mal der Wurm drin, und das nicht erst seit gestern. Wenn man so will, zeichnete sich das Dilemma mit deren de jure und de facto Prinzipchen bereits seit Ende der neunziger Jahre ab. Aber wenn es um Ämter geht, ist die CDU ja auch nicht weiter weg und durchaus willig, unheilige Allianzen einzugehen.
Wirtschaft
Höhere Preise für zusätzlich gefördertes Gas
Am Donnerstag kündigte Wirtschaftsminister Axel Kicillof ein neues Subventionsprogramm für etwa 50 kleine und mittlere Erdölunternehmen an, die ihre Gasförderung erhöhen. Gegenwärtig fördern sie bis zu 3,5 Mio. cbm Gas pro Tag. Für den Überschuss, den sie gegenüber dem Durchschnitt der letzten Monate erhalten, wird ihnen ein Preis von u$s 4 für eine bestimmte zusätzliche Menge, und von u$s 7,50 je Mio. BTU darüber anerkannt. Der normale Preis liegt zwischen u$s 2,50 und u$s 3 je Mio. BTU. Der Überpreis wird vom Staat finanziert, wobei u$s 677 Mio. für diesen Zweck vorgesehen sind.
Mit dieser Massnahme soll die Abnahme der Gasproduktion aufgehalten werden, die seit 120 Monaten andauert, mit zunehmenden Rhythmus. Die ersten 10 Monate 2013 liegen um 6% unter dem Vorjahr (und bei Erdöl um 3,12% unter dem Vorjahr). Planungsminister Julio de Vido erläuterte, dass bis 2017 mit einer zusätzlichen Gasförderung von 5 Mio. cbm täglich gerechnet werde, was Investitionen von u$s 2,5 Mrd. beanspruchen werde. Dabei sollen u$s 3 Mrd. an Gasimporten gespart werden. Das zusätzlich geförderte Gas kostet auch beim Höchtspreis von u$s 7,50 je Mio. BTU höchstens halb so viel wie das per Schiff importierte verflüssigte Gas. Die Subvention, die in diesem Fall pro Mio. BTU gezahlt wird, von bis zu u$s 4, ist somit geringer als die von über u$s 11 je Mio. BTU beim importierten Gas.
Im Wesen handelt es sich jedoch darum, dass die bestehenden Gaslager intensiver ausgebeutet werden (und nicht um die Forschung nach neuen Lagern), so dass die Reserven sich noch schneller erschöpfen als bisher. Es handelt sich um eine kurzfristige Lösung, die an die Ausbeutung des Schiefergaslagers Vaca Muerta anknüpft, das in einigen Jahren die bestehenden Gaslager ersetzen kann.
Beiläufig wies Minister De Vido darauf hin, dass die Regierung bezüglich Gasferntransport ein Programm von $ 32 Mrd. vorantreiben werde (umgerechnet zum gegenwärtigen offiziellen Kurs etwas über u$s 500 Mio.), das einmal in der Gasfernleitung von Nordwesten bis Buenos Aires besteht (die schon vor einem Jahrzehnt angekündigt worden war), und dann im Ausbau der bestehenden Ferngasleitungen und der Erweiterung der Gasleitung der Andenkordillere in der patagonischen Gegend. All diese Investitionen haben vorerst keine Finanzierung, da der Staat nicht über die notwendigen Mittel verfügt. Die Regierung hat deshalb schliesslich eingesehen, dass sie Kredite der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank und anderer Quellen benötigt, was wiederum voraussetzt, dass der IWF als Kontrolleur der Staatsfinanzen wieder zugelassen wird.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 6,13, um 1,07% über der Vorwoche und um 24,47 % über Ende Dezember 2012. Die Abwertungsrate für 12 Monate lag bei 27%, und wenn man die letzten Wochen auf Jahresbasis hochrechnet, gelangt man auf über 35%. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 31,32 Mrd., gegen u$s 31,60 Mrd. eine Woche zuvor. Die ZB musste weiter Devisen verkaufen, um den Kurs zu halten, obwohl viele Überweisungen gehemmt werden. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.13 bei $ 6,314, zum 31.03.14 bei $ 6,81und zum 31.06.14 bei $ 7,28. Der Terminkurs per Juni 2014 lag um 35,24% über dem Kurs von Juni 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 9,70. Auch letzte Woche hat die ANSeS Staatsbonds, die auf Dollar lauten, auf dem Markt verkauft (über u$s 500 Mio.), um den Wechselkurs für Überweisungen zu drücken, die mit gleichzeitigen Geschäften dieser Bonds in Buenos Aires und New York getätigt werden (genannt “contado con liqui”). Das hat den Kurs für diese (grösseren) Geschäfte zeitweilig bis zu $ 8,70 gedrückt. Die ANSeS verwendet diese Mittel des Sonderfonds dann vornehmlich für die Finanzierung des Wohnungsprogramms Pro.Cre.Ar, so dass Dollarguthaben durch Pesoguthaben ersetzt werden, die niedrig verzinst und nicht wertberichtigt werden. Das Kapital des Sonderfonds, der für die Sicherung der Renten bestimmt ist, wird dadurch verwässert.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 6,29% und liegt um 100,90% über Ende 2012. Die Börse hat (in Buenos Aires und New York) die Kurswende der Wirtschaftspolitik dieser Regierung schon vorweggenommen.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 9,69% und notierten 66,17% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos stiegen zur Vorwoche 4,14% und in diesem Jahr um 45,85%. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 1,29% und lagen gegen Ende 2012 mit 7,36% im Plus. Boden 2014 gewannen zur Vorwoche 2,04% und lagen 15,89% im Plus seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. nahmen in einer Woche um 0,27% und ab Ende Dezember 2012 um 5,08% zu.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 162,01 (Vorwoche $ 161,26) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 231,44 (Vorwoche $ 230,37).
***
Der neue Landwirtschaftsminister, Carlos Casamiquela, erklärte, dass die Weizenernte der Periode 2013/14 (die unmittelbar beginnt) auf 8,5 Mio. t veranschlagt werde, fast 2 Mio. t weniger, als sie im Oktober noch von seinem Vorgänger Norberto Yauhar und auch von der Getreidebörse von Buenos Aires angegeben worden war. Eine “normale” Weizenernte müsste gegenwärtig bei 15 Mio. t liegen, wobei Experten meinen, 20 Mio. t wären ohne Schwierigkeiten möglich. Das geringere Interesse der Landwirte, das in einer sehr niedrigen bebauten Fläche zum Ausdruck kommt, ist eine Folge der Massnahmen, die der ehemalige Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno getroffen hat. Der interne Weizenpreis lag gelegentlich um ca. 30% unter dem Paritätspreis (Weltmarktpreis minus Frachten, Exportzöllen und Exportkosten), weil der Export kontingentiert war und die Nachfrage der Mühlen nicht ausreichte. Dieses Jahr trat dann, wegen Knappheit, das umgekehrte Phänomen ein, mit einem internen Weizenpreis, der über dem internationalen lag, und einer sprunghaften hohen Zunahme des Mehlpreises. Weizen wurde in den letzten Jahren von den Landwirten vorwiegend durch Gerste und Sojabohne ersetzt.
***
Die Direktorin des Zollamtes, Siomara Ayerán, gab am Donnerstag Einzelheiten über das neue Informatiksystem des Zollamtes bekannt, das “Malvina” getauft wurde und das bisherige System “María” ersetzt. Das neue System stellt einen qualitativen Sprung dar; es funktioniert mit der “Web” und hält sich an die Richtlinien der internationalen Zollorganisation. Dennoch wurde das Software von der AFIP entwickelt. Im März soll das neue System mit einer einheitlichen elektronischen Stelle in Gang gesetzt werden. Das neue System stellt die Information über Waren bereit, vom Moment, in dem sie im Hafen eintreffen, bis sie den Hafen verlassen. Es soll auch erlauben, die Importgenehmigungen über Internet mitzuteilen.
***
Der Rhythmus der monetären Expansion ist weiter zurückgegangen. In 12 Monaten zum 15. November nahm die Geldmenge, genannt monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) um 23,50% und in 30 Tagen nur um 0,32% zu. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das die ZB als Richtlinie ihrer monetären Politik verwendet, stieg in 12 Monaten um 24,84% und in einem um 0,27%. Vor einigen Monaten lagen die jährlichen Expansionsraten noch bei nahe 40% jährlich und vor einigen Woche bei ca. 30%. Der Rückgang der monetären Expansion hängt auch mit der Verringerung der ZB-Reserven zusammen, durch die Pesos aufgesogen werden.
***
Industrieministerin Debora Giorgi gab am Donnerstag bekannt, dass der Höchstbetrag der Subvention für öffentliche Industrieparks von $ 600.000 auf $ 3 Mio. erhöht worden sei. Ausserdem sagte sie, dass die Kredite für kleine und mittlere Unternehmen (pymes), bei denen das Industrieministerium den Zinssatz zum Teil subventioniere, auch dann beantragt werden könnten, wenn es sich um eine Investition in einem privaten Industriepark handelt. Argentinien zähle schon über 315 Industrieparks, zu denen noch weitere 223 kommen, die sich noch im Projektstadium befinden. 2003 habe es nur 80 Industrieparks gegeben. Diese geschlossenen Gebiete, in denen sich Industriebetriebe ansiedeln, bieten direkten Zugang zur Versorgung mit Strom, Wasser und gelegentlich auch Gas, wobei auch guter Zugang zum Strassennetz und für Sicherheit gesorgt wird.
***
YPF hat Verhandlungen eingeleitet, um die lokalen Aktiven der US-Firma Apache zu kaufen, die 2006 die Firma Pioneer übernommen hatte. Angeblich ist YPF an den Gaslagern interessiert, die Apache ausbeutet.
***
Der Unternehmer Cristobal López, der den Kirchners nahesteht, hat die Konzession für die Betreibung der Autobahn von Ezeiza bis Cañuelas (60 km) von der spanischen Obrascon Huarte Lain für $ 56 Mio. übernommen. López hofft jetzt, dass ihm eine Tariferhöhung zugestanden wird, ohne die diese Autobahn ein Verlustgeschäft ist. Dieser Unternehmer, der über Casino Club der grösste Betreiber von Spielkasinos im ganzen Land ist, hat in den letzten Jahren den Fernsehkanal C5N und den Rundfunksender 10 übernommen, sowie die Firma Alcalis de la Patagonia, die Bank Finansur und Olivares del Sol, und ist über die Firma Oil in das Erdölgeschäft eingestiegen. Er beabsichtigte auch den Kauf der lokalen Filiale der brasilianischen Petrobras, was jedoch gescheitert ist.
***
Für $ 120 Mio., zahlbar in 10 Jahren mit einer zweijährigen Karenzfrist, hat die Provinz La Rioja über die Firma Energía Riojana S.A. 78% das Kapitals des Energievertriebsunternehmen zurückgekauft. Das Unternehmen wurde während der neunziger Jahren privatisiert. Der Staat wird erst in zwei Jahren monatliche Zahlungen i.H. von $ 1. Mio. leisten. Die vereinbarte Zinsrate liegt bei 7,4%.
***
Der EMAE-Index des Statistiksamtes INDEC (“Estimador Mensual de la Actividad Económica”), der eine grobe Schätzung des BIP darstellt, nahm im Oktober innerjährlich um 0,5% ab. Erstmalig konstatierten die INDEC-Statistiker einen Rückgang, während die meisten privaten Beratungsgesellschaften einen Zuwachs feststellten. Orlando Ferreres & Partner ging von einem Zuwachs von 3,4% aus, während die Stiftung FIEL einem Anstieg von 2,7% ermittelt hatte. Laut INDEC wuchs die Industrieproduktion in 10 Monaten 2013 um 0,8%. Das Ergebnis deckt sich zum Teil mit den Berechnungen von FIEL (+ 0,6%), liegt aber weit vom Ergebnis von OFJ entfernt (+3%). Wie der INDEC feststellte, verzeichneten diverse Bereiche im Oktober negative Ergebnisse. So z.B. die Lebensmittel und Getränke, die PKWs und die chemischen Produkte.
***
Landwirtschaftsmaschinen wurden zwischen Januar und September besser als vorgesehen verkauft, dank der besseren Ernte. Wie der Verband AFAT (Asociación de Fábricas Argentinas de Tractores) berichtet, wurden in den ersten neun Monaten 3854 Traktoren verkauft, ein Plus von 71% gegenüber der gleichen Periode im Vorjahr. Die Verkaufszahlen liegen sogar weit über die im gesamten 2012 erreichten, 3578 Traktoren. Bei den Mähdreschern liegt das Verkaufsergebnis bei 548 Einheiten, en Plus von 75%. Auch hier liegt das bislang erreichte Ergebnis über den Gesamtverkäufen im Jahr 2012. Dem Verband AFAT gehören folgende Firmen an: Agco mit ihren Marken Massey Ferguson, Agco Allis, Challenger und Valtra, John Deere und die Gruppe CNH mit ihren Marken Case und New Holland. Die Erwartungen bis Jahresende gehen von insgesamt 6000 Traktoren und 900 Mähdreschern aus.
***
YPF konnte im Oktober die Erdölproduktion mit 1,05 Mio. cbm um 6,6%, und die Gasförderung um 5,3% gegenüber Oktober 2012 steigern. Die Investitionen im dritten Quartal erreichten $ 8,028 Mrd., eine Zunahme um 94%.
***
Die Regenfälle vom vergangenen Wochenende waren für die Sojabohnensaat sehr wichtig, die um 37% auf 20,2 Mio. ha stieg, und auch für die Aussaat von Mais, die jetzt eine Fläche von 3,46 Mio. Hektar abdeckt, berichtet die Getreidebörse von Buenos Aires. Das US-Landwirtschaftministerium USDA erwartet für kommendes Jahr in Argentinien eine Gesamternte bei Soja von 53,5 Mio. t, und bei Mais von 26 Mio. t.
***
Benzin ist zum Wochenanfang zwischen 6% und 7,5% teurer geworden. YPF und Shell haben als erste die Preise an den Tankstellen erhöht. Ein Liter Superbenzin kostet jetzt in der Bundeshauptstadt $ 8,34, Premiumbenzin $ 9,29, Dieselöl 500 $ 7,62 und Dieselöl Premium $ 8,57. Im Gross Buenos Aires liegen diese Preise um 2% bis 6,5% teurer. In den meisten Provinzen nähert sich das Liter Premium-Benzin der psychologisch wichtigen Marke von $ 10.
***
Vor der Enteignung von YPF hielt Repsol 57,84% des Kapitals, die Petersen-Gruppe (Familie Eskenazi) 25,4%, Minderheitsaktionäre (die die Aktien an der Börse erworben hatten) 17% und der argentinische Staat 0,2%. Nach der Verstaatlichung hielt der argentinische Staat 51%, die Banken (die die Eskenazis beim Aktienkauf einen Kredit gewährt hatten und dann die Aktien übernahmen, die sie als Garantie erhalten hatten) 17,6%, der Mexikaner Carlos Slim 8%, Repsol 6,4% und Kleinaktionäre 17%.
***
Die Zeitung “Clarín” berichtet, dass die Regierung für 2014 eine Richtlinie für Lohnerhöhungen von 20% aufgestellt hat. Das soll durch wirksame sofortige Preisabsprachen untermauert werden. Auf alle Fälle stellt dies einen Verlust beim Reallohn dar, der für die Gewerkschafter schwer zu verdauen ist. Allgemein denken sie an Forderungen von über 25%.
***
Der Umsatz der Supermärkte lag im Oktober laut Erhebung des Statistischen Amtes (INDEC) mit insgesamt $ 11,55 Mrd. um 27,4% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 7,1% über September 2013. Der Umsatz lag somit in 10 Monaten 2013 um 25,1% über dem Vorjahr. Zu konstanten Preisen lag die internauelle Zunahme im Oktober bei 18,4% und gegenüber September 2013 bei 2,7%. Hier wirken sich einzelne Preiszunahmen aus, aber auch eine Veränderung des Warenkorbes, mit mehr billigen Produkten. Die Einfrierung der Preise bestimmter Produkte hatte eine begrenzte Wirkung.
***
Das Projekt der Regierung, die interne Steuer auf Automobile, Motorräder und Motor- und Segelboote mit einem Fabrikwerk bei Kfz von über $ 170.000 (ohne Steuern auf den Verkaufspreis und ohne Zollsatz auf importierte Kfz) von 12,5% auf 50% anzuheben, wurde in der Deputiertenkammer von der Regierungsfraktion dahingehend geändert, dass ab $ 170.000 ein Satz von 30% und erst ab $ 234.000 einer von 50% gilt. Diese Automobile haben bisher einen Verkaufspreis an den Kunden von $ 234.000, bzw. $ 295.000. Wegen der Form, wie die Besteuerungsgrundlage berechnet wird, steigt der effektive Satz auf 42%, bzw. 100%. Die Endpreise für Kfz werden dabei um ca. 30% bzw. ca. 50% steigen. Bei Motorrädern gilt der Satz von 50% ab einem Fabrik- oder Importpreis (ohne Steuern) von $ 22.000. Bisher galt ein Satz von 30% ab $ 22.000 und von 50% ab $ 40.000. Das Gesetzesprojekt wurde mit 134 Stimmen gegen 21 und bei 57 Enthaltungen angenommen und ist an den Senat übergegangen, wo es unmittelbar behandelt werden soll.
***
45% der kleinen und mittleren Unternehmen (pymes) haben im ersten Halbjahr weniger als im zweiten Halbjahr des vergangenen Jahres umgesetzt. Nur 24% verzeichneten bessere Verkaufsergebnisse, während für 31% die Umsätze unverändert blieben. Die Daten gehen aus einer Umfrage hervor, die vom Beratungsunternehmen PwC Argentina durchgeführt wurde. Die Zollamt- und Wechselkursrestriktionen, der Mangel an Finanzierungsmöglichkeiten und die Lohnerhöhungen seien die grössten Sorgen der Unternehmer.
***
Die Casinos Austria AG macht in Argentinien vorerst kein Spiel mehr. Die Provinzregierung von Salta hat dem österreichischen Betreiber von Spielbanken und Lotterien die Lizenz entzogen. Die Regulierungsbehörde Ente Regulador del Juego de Azar (Enreja) wirft der Casag „systematische Verstöße gegen Anti-Geldwäsche-Bestimmungen” vor, wie deren Chef Sergio Mendoza erklärte. Aus Sicht der Casinos-Tochter sind die Vorwürfe nicht nachvollziehbar. Nach der Entscheidung über den Konzessionsentzug im August ging der Konzern in Berufung, blitzte vergangene Woche aber neuerlich ab. Auch gegen diese Entscheidung will die Casag Berufung einlegen und darüber hinaus eine einstweilige Verfügung beantragen, mit der der Entzug der Lizenz aufgeschoben werden soll. Einstweilen wurde der Betrieb eingestellt. Die lokale Tochter der Casinos Austria International, Enjasa, verfügt über eine Konzession bis 2030, für alle Glücksspielbereiche in Salta. Von den Spielerträgen werden 16% abgeführt. (Der Standard, Wien)
***
Der Energieexperte Jorge Lapeña, Vorsitzender des Energienstitutes General Mosconi und ehemaliger Staatssekretär für Energie, schätzt für dieses Jahr die gesamten Energieimporte (Gas, Dieselöl, Benzin und Strom) auf u$s 13 Mrd., 36% mehr als 2012. Das Defizit der Aussenhandelsbilanz der Energie werde u$s 7 Mrd. betragen, 170% mehr als im Vorjahr, weil gleichzeitig der Export von Rohöl zurückgeht.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die Gebühren für die Durchfahrt des Panamakanals haben fast eine Milliarde Dollar in die Kasse des Landes gespült. Wie die staatliche Betreibergesellschaft am Montag mitteilte, gingen in dem im Oktober zu Ende gegangenen Geschäftsjahr u$s 981,8 Mio. an den Fiskus. Das waren 2,2% mehr als im Haushaltsentwurf zunächst vorgesehen. Seit der Übergabe des Kanals von den USA an Panama Ende 1999 seien mehr als u$s 8,5 Mrd. an das Finanzministerium überwiesen worden, hieß es in der Mitteilung weiter. Durchschnittlich müssen die Reedereien derzeit etwa u$s 250 000 für die Passage bezahlen. Für Panama ist der Kanal eine der wichtigsten Einnahmequellen. (dpa)
***
Der Handelsaustausch zwischen Lateinamerika und China ist in den vergangenen zwölf Jahren von u$s 12 Mrd. auf u$s 250 Mrd. gestiegen, wie der Rat für den Internationalen Handel mit China (Ccpit) während ihres siebten Gipfels berichtete.
***
Das geldpolitische Komitee der brasilianischen Zentralbank erhöhte den Leitzins SELIC erneut: er liegt nun bei 10%. Der Industrieverband von São Paulo (FIESP) kommentierte, dass das brasilianische Wirtschaftswachstum durch die Aktion abgebremst werden würde. In 2013 würden andere Schwellenländer ein Wachstum von 4,5% aufweisen, Brasilien allerdings nur ca. 2,5%, viel weniger als erwartet, teilte Paulo Skaf, Vorsitzender des FIESP mit. Seiner Meinung nach würde die Wirtschaftspolitik nicht mehr funktionieren. Der Fokus müsse auf ganz andere Bereiche gelegt werden: auf die verstärkte Kontrolle der Ausgaben, auf höhere öffentliche Investitionen, mehr Konzessionen und weniger Zinsen. (Brazil News)
***
Brasilien weist in Lateinamerika sowohl absolut wie auch in Bezug aauf das BIP die höchste Verschuldung auf: 67,2% des BIP (Vorjahr: 68,5%). Es folgen Venezuela mit 51,8% (57,3%), Paraguay mit 61,3% (60,3%), Uruguay mit 53,1% (53,7%), Mexiko mit 43,5% (43,5%), Argentinien mit 42,4% (44,8%), Kolumbien mit 21,6% (20,7%), Ecuador mit 20% (18,6%), Peru mit 17,5% (19,8%) und Chile mit 11,1% (11,2%).
***
Der Präsident des venezolanischen Dachverbandes Fedecámaras, Jorge Roig, erklärte, dass in den letzten 10 Jahren 4.000 Industriebetriebe geschlossen hätten und weitere 205.000 Unternehmen aufgegeben hätten, alles als Folge der Wirtschaftspolitik von Hugo Chávez und Nicolás Maduro. Der Staat habe in fast sämtlichen Bereichen der Privatwirtschaft interveniert. Die verstaatlichten Betriebe arbeiteten jetzt unter 50% ihrer Kapazität. Was die Landwirtschaft betreffe, so seien nur 2% der vom Staat übernommenen Landflächen produktiv eingesetzt worden.10 der 16 Zuckerfabriken befänden sich in staatlichen Händen und arbeiten zu 48% ihrer Kapazität. Trotz Erdölreichtum und stark gestiegenen Erdölpreisen war die wirtschaftliche Entwicklung unter Chávez und Maduro eine totale Katastrophe.
***
Geschäftsnachrichten
Trevi
Dieser italienische Konzern beabsichtigt, in Argentinien Bohranlagen für die Forschung und Förderung von Erdöl und Gas zu erzeugen, was 2018 zu einer Importersparnis von u$s 70 Mio. führen werde, erklärte Industrieministerin Debora Giorgi.
Transnoa
Dieses Unternehmen, das Stromfernleitungen betreibt, investiert $ 70 Mio. im Bau eines Kontrollzentrums in Tucumán sowie in der Modernisierung ihrer Ausrüstungen. Transoa liefert Strom in den Provinzen Jujuy, Salta, Tucumán, Santiago del Estero, Catamarca und La Rioja.
Silver Standard
Dieses kanadische Bergbauunternehmen schreitet mit der Investition über $ 240 Mio. für die Erweiterung des Silber- und Zinkprojekts in Pirquitas, in der Provinz Jujuy, planmässig voran. Wie ihr CEO John Smith berichtete, steigt die Produktionskapazität beim Zink von 10 Mio. Pfund im vergangenen Jahr, auf voraussichtliche 20 Mio. bis Jahresende an.
Fën Hoteles
Dieses argentinische Franchise-Unternehmen ist jetzt für die gesamten Operationen des Esplendor Hotel Breakewater South Beach in Ocean Drive, Miami, zuständig. Es handelt sich um das erste Hotel, welches von dieser Geselllschaft in den USA vollständig kontrolliert wird. In Lateinamerika betreibt die Kette Fën Hotels unter den Namen Esplendor sowie Dazzler.
Pauny
Diese Traktorenfabrik in Las Varillas, in der Provinz Córdoba, hat ein neues Traktorenmodell mit einem 80 HP Motor vorgestellt. Es soll im Segment der kleineren Modelle konkurrieren, und soll die Nachfrage insbesondere unter kleinen und mittleren Landwirten bedienen. Die Erwartungen für kommendes Jahr sind gut. Erwartet wird eine Verkaufszahl zwischen 300 und 500 Traktoren.
Dusen
Dieses Unternehmen, welches auf der Produktion, Verarbeitung, Mahlen und Vermarktung von Gewürzen und Samenkörner spezialisiert ist, weihte ein neues Werk in der Ortschaft Los Cerrillos, Provinz Salta, ein. Hier sollen die für den Export vorgesehenen Körner verarbeitet werden. Insgesamt wurden $ 5 Mio. im Werk investiert. Darüber hinaus plant Dusen weitere $ 2 Mio. in Maschinen zu investieren.
BASF
Am Dienstag empfing Präsidentin Cristina Fernandez de Kirchner in ihrer Residenz in Olivos eine Delegation der deutschen BASF: der Vorstandsvorsitzende Kurt Bock, der Direktor für die USA, Andreas Kreimeyer, den Direktor für Südamerika Ralph Sweens, der Direkor für Argentinien Claus Wunschmann und der Direktor des Tochterunternehmens Wintershall Energía Argentina, Gustav Albrecht. Bei der Zusammenkunft waren auch Kabinettschef Jorge Capitanich, Planungsminister Julio de Vido, Wirtschaftsminister Axel Kiciloff und YPF-Präsident Miguel Galuccio anwesend. Offensichtlich hat CFK dieser Zusammenkunft grosse Bedeutung beigemessen, eventuell im Hinblick auf Investitionen der Firma in Argentinien. BASF, mit Hauptsitz in Ludwigshafen, ist seit 80 Jahren in Argentinien tätig. Die Firma ist weltweit führend auf dem Gebiet der Chemie, erzeugt auch Kunststoffe und chemische Produkte für die Landwirtschaft, und ist über Wintershall auch in der Erdöl- und Gaswirtschaft tätig.
Wirtschaftsübersicht
Repsol: ein wichtiges Zeichen der Wende
Am Dienstag wurde ganz plötzlich bekanntgegeben, dass eine prinzipielle Einigung zwischen der argentinischen Regierung und der spanischen Repsol über die Entschädigung für die Übernahme des Aktienpaketes von YPF erreicht worden ist. Dabei entsandte die spanische Regierung eine Delegation von hohen Beamten, geleitet von Industrie- und Energieminister José Manuel Soria, die die Repsol Vertreter begleiteten.
Am Mittwoch wurde der Fall in einer Direktoriumssitzung von Repsol, in Spanien, behandelt. In Argentinien war schon einige Tage vorher im Prinzip vereinbart worden, dass die Entschädigung u$s 5 Mrd. betragen würde, davon angeblich u$s 1,5 Mrd. in bar und der Rest in Staatspapieren. Bei der Direktoriumssitzung in Spanien, die an die vier Stunden dauerte und verschiedene Meinungen zum Ausdruck brachte, wurde das Abkommen gesamthaft angenommen, angeblich bei Zahlung in Staatspapieren auf 10 Jahre, mit zwei Jahren Karenzfrist und einem Zinssatz von ca. 8%. Ebenfalls wurde eine Garantie gefordert, da der argentinische Staat als solcher für Repsol nicht genügt, was bei einem Staat, der sich formell immer noch im Defaultzustand befindet und es mit Zahlungsverpflichtungen nicht so genau nimmt, begreiflich ist. Schliesslich forderte Repsol auch die Mitwirkung einer Bank, die sich um die Abwicklung der Zahlungen kümmern soll. Hier wurde die Deutsche Bank genannt. Die Verhandlungen gehen somit weiter. Die Entscheidung ist bei Repsol allein deshalb schwierig, weil es keinen echten Mehrheitsaktionär gibt. Das Kapital entfällt zu 62,94% auf Kleinaktionäre, die die Aktien an der Börse erworben haben. Danach kommen die Caixabank mit 12,02%, das Bauunternehmen Sacyr mit 9,38%, die mexikanische Pemex mit 9,34%, und der Temasek-Fonds von Singapur mit 6,32%. Bei dieser Kapitalstruktur hat die spanische Regierung grossen Einfluss auf die Entscheidungen.
Die argentinische Regierung hatte im April 2012 YPF-Aktien von Repsol übernommen, die 51% des Kapitals darstellten, und somit die Kontrolle des Unternehmens erhalten. Das wurde damals in Form einer brutalen Kommandooperation vollzogen, bei der Kicillof und seine Leute YPF besetzten und die bisherigen Unternehmenleiter faktisch mit einem Fusstritt hinausschmissen. Es war eine offene Konfiskation, also ein Raub. Damals erklärte Kicillof, der Staat werde nichts dafür bezahlen, wobei er sogar andeutete, dass die Regierung von Repsol eine Entschädigung für Umweltschäden fordern werde. Doch Kicillof musste schliesslich nachgeben und so ungefähr sagen “was gebe ich auf mein dummes Geschwätz von gestern”. Der Pragmatiker und Realist Miguel Galuccio, Vorstandspräsident und Geschäftsführer von YPF, der mit der vollen Unterstützung von CFK zählt, und eine friedliche Lösung befurwortete, hat sich hier gegenüber dem Ideologen und Phantasten Axel Kicillof durchgesetzt.
Repsol hatte für ganz YPF seinerzeit u$s 15 Mrd. gezahlt. Doch inzwischen wurde ein grosser Teil der Erdöl- und Gasreserven aufgebraucht (und nicht durch neuentdeckte ersetzt), YPF wurde durch überhöhte Zahlung von Bardividenden ausgehölt (eigentlich wurde auf diese Weise ein Teil des Kapitals schon zurückgezahlt) und es wurden Beteiligungen von YPF im Ausland auf die Muttergesellschaft Repsol übertragen. Ebenfalls wurde 25% des Kapitals an die Familie Eskenazi (Strohmänner der Kirchners?) verkauft, wobei Repsol das Geld zum grossen Teil direkt (mit den Bardividenden auf diese Aktien) und durch Bankkredite erhalten hat. Den Banken verblieben schliesslich die Aktien, die die Kredite garantiert hatten. Repsol hat somit einen Teil des investierten Kapitals schon zurück erhalten. Ebenfalls hat Repsol, die vornehmlich beim “Downstream” (Raffinierung und Vertrieb) tätig war, viel von YPF beim “Upstream” (Forschung und Förderung) gelernt, was dem Unternehmen allgemein ein Vordringen auf diesem Gebiet erleichtert hat. Auf der anderen Seite ist der Weltmarktpreis für Erdöl seit der Übernahme stark gestiegen, was dem Unternehmen einen höheren Wert verleiht. Repsol hatte eine Entschädigung von u$s 10 Mrd. gefordert und für diesen Betrag Klage beim Weltbankschiedsgericht ICSID eingeleitet.
Repsol hat jetzt pragmatisch gehandelt. Eine Sofortzahlung wurde als günstiger eingestuft, als ein komplizierter und langer Prozess, der ausserdem mit hohen Kosten verbunden ist. Ausserdem stellte der Konflikt ein Störungsfaktor für andere Geschäfte dar, wie die Lieferungen von verflüssigtem Gas von Repsol an YPF und Enarsa. Auserdem ist Repsol immer noch mit 6,4% des Kapitals an YPF beteiligt und stellt zwei Direktoren, so dass es ein Interesse hat, dass sich YPF positiv entwickelt. Schliesslich war auch davon die Rede, dass sich Repsol auch an der Ausbeutung von Vaca Muerta beteiligen könnte. Repsol wollte sich auf alle Fälle die Möglichkeit zukünftiger Geschäfte in Argentinien nicht verschliessen.
Repsol-Präsident Antoni Brufau war gegen diese Lösung, wurde jedoch vom Pragmatiker Isidro Fainé überstimmt, der als Vizepräsident und Vertreter (und Präsident) der katalaunischen Caixabank, die 12% des Kapitals von Repsol hält, den grössten Repsol-Aktionär vertritt. Hinzu kam dann noch die Stellungnahme zu Gunsten dieser Kompromisslösung, die von der mexikanischen Pemex ausging, die 9,34% des Kapitals von Repsol hält und bei den Verhandlungen mit der argentinischen Regierung durch ihren Geschäftsführer Emilio Lozoya vertreten war. Pemex hat im Rahmen der neuen Erdölpolitik, die die mexikanische Regierung (unter Präsident Enrique Peña Nieto) eingeleitet hat, Interesse, sich an der Ausbeutung des Schiefergaslagers Vaca Muerta zu beteiligen. Das erfordert jedoch, dass der Konflikt mit Repsol überwunden war.
Obwohl die Bekanntgabe dieses Abkommens aus heiterem Himmel fiel, wurde offensichtlich schon einige Zeit vorher verhandelt (lange vor der Kabinettsreform), was jedoch nicht bekannt geworden war. Es ist erstaunlich, dass dies geheim gehalten werden konnte. Dabei wirkte auch der argentinische Botschafter in Spanien, Carlos Bettini, mit, der eine enge Freundschaft mit CFK seit ihrer Studentenzeit in La Plata unterhält und ihr volles Vertrauen geniesst. Bettini ist seit 2003 Botschafter, und lebte seit 1977 in Spanien. Er erhielt danach die spanische Staatsbürgerschaft und war in den 90er Jahren sogar Vertreter spanischer Unternehmen in Argentinien. Ein eigenartiger argentinischer Botschafter! Allein, er hat sehr gute Beziehungen in Spanien, sowohl zur Unternehmerwelt wie zur Regierung, und das dürfte ihm in diesem Fall genützt haben.
Die Lösung des Konfliktes mit Repsol hat eine Bedeutung, die über den Fall hinausgeht. Die US-Regierung hatte über den Staatssekretär für Energie, Ernest Moniz, offene Kritik an der Konfiskation der Repsol-Aktien geübt, was für US-Erdölunternehmen eine deutliche Anweisung darstellt. Exxon hat schon ein Gebiet von Vaca Muerta erhalten und soll bereit sein, mit YPF zusammen zu arbeiten, um dort Gas und Erdöl zu fördern. Chevron, das schon ein Abkommen mit YPF abgeschlossen hat, wäre auch bereit, einen viel höheren Betrag zu investieren. In beiden Fällen, und auch anderen, war die Überwindung des Konfliktes mit Repsol eine Voraussetzung “sine qua non”.
CFK und die Beamten und Politiker, die bei den grossen Entscheidungen mitwirken, sind sich der Tatsache bewusst, dass Argentinien vor einem Riesenproblem steht, wenn es nicht gelingt, die Förderung von Erdöl und Gas stark zu erhöhen. Es hat lange gedauert, bis sie dies begriffen haben, aber schliesslich ist der Groschen gefallen. Die Ausbeutung von Vaca Muerta ist für Argentinien eine Schicksalsfrage. Doch dies erfordert riesige Investitionen, von weit über u$s 20 Mrd., die nur mit einer Kehrtwende der bisherigen Wirtschaftspolitik möglich sind, die jetzt eingeleitet worden ist.
Gewiss reicht dieses Abkommen nicht aus, um die verfahrene Lage einzurenken. Es handelt sich um einen weiteren wichtigen Schritt in der Richtung, die der ehemalige Wirtschaftsminister Lorenzino mit der Zahlung der Schulden an Gläubiger eingeleitet hat, die Prozesse beim Weltbankschiedsgericht ICSID gewonnen hatten, was dann dazu führte, dass die Weltbank sich bereit erklärte, wieder Kredite an Argentinien zu erteilen. Jetzt hat Kabinettschef Jorge Capitanich in seiner Rede anlässlich der Jahresversammlung der Bautenkammer hohe Investitionen in öffentlichen Bauten in Aussicht gestellt, die mit Auslandskrediten finanziert werden sollen: von der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank, der Andenkörperschaft, und auch von China, Russland u.a. Quellen. Das trägt sowohl zur Lösung des Zahlungsbilanzproblems, wie zur Finanzierung des Haushaltsdefizites bei. Die Kirchner-Regierungen hatten bisher diesen Finanzquellen keine Bedeutung beigemessen. In diesem Sinn hat Planungsminister Julio de Vido eine Handelsmission nach China und Russland angekündigt, um u.a. Kredite zu erhalten, die auf u$s 20 Mrd. beziffert wurden.
Das Problem, das sich jetzt stellt, ist die verlorene Glaubwürdigkeit dieser Regierung. Die guten Nachrichten werden mit Skepsis entgegegenommen und sogar als Täuschungsmanöver betrachtet. CFK hat reichtlich dafür gesorgt, dass man ihr diese Kehrtwende um 180 Grad nicht glaubt. Und Axel Kicillof ist gewiss auch nicht glaubhaft. Aussenminister Héctor Timerman wirkt störend, und Cecilia Nahon ist als Botschafterin in den USA eine Beleidigung für dieses Land, hat sie doch überhaupt keine Erfahrung auf diesem Gebiet und hat ausserdem ideologische Vorurteile gegen die USA. Die Kehrtwende muss von Personen begleitet werden, die von der neuen Politik überzeugt sind, und auch die gleiche Sprache sprechen, wie sie international auf hoher Ebene üblich ist.
Wirtschaftsübersicht
Der Zusammenstoss der Modellphantasie mit der harten Wirklichkeit
Während die Präsidentin u.a. von einer „Vertiefung des Modells” sprechen, weisen Kritiker darauf hin, dass das Modell erschöpft ist. Und andere wiederum meinen, dass es bis 2007 eine Wirtschaftspolitik gegeben habe, die das eigentliche „Modell” war, und danach eine andere, weil es in der ersten Phase Zwillingsüberschüsse gegeben hat (beim Budget und bei der Zahlungsbilanz), und in der zweiten nicht. Dabei wird gelegentlich auch als wesentlicher Unterschied hervorgehoben, dass der Wechselkurs real in der ersten Etappe hoch und in der zweiten real niedrig war. Doch diese Überlegungen gehen am Kern der Sache vorbei. Das sogenannte „Modell”, das unter Néstor und Cristina Kirchner ideologisch das gleiche ist, bestand im Wesen in folgenden Punkten:
- Starke Erhöhung der Staatsausgaben (die sich real ab 2003 etwa verdreifacht haben: von ca 30% des BIP auf 42% eines fast doppelt so hohen BIP), mit Zunahme der Sozialausgaben und der Staatsinvestitionen, und auch mit viel Vergeudung öffentlicher Gelder, einschliesslich einem hohen Einsatz dieser Mittel für politische Zwecke.
- Erhöhter Staatsinterventionismus, vornehmlich um die Inflation und den Wechselkurs zu verwalten, aber auch durch Ausbau des Unternehmerstaates in Form von Rückverstaatlichung privatisierter Unternehmen, Schaffung neuer Staatsunternehmen und starker Beschränkung der Entscheidungsgewalt bei Betreibern öffentlicher Dienste u.a.
- Absoluten Vorrang der kurzfristigen Ziele vor den langfristigen. Die Politik (was als „Populismus” bezeichnet wird) hat absoluten Vorrang vor der Wirtschaft.
All dies war jedoch nur möglich, weil die Wirtschaft ab 2002 einen grossen Schub erhielt, der nichts mit der Wirtschaftspolitk der Regierung zu tun hatte und von dieser sogar behindert wurde. Mit einer anderen Wirtschaftspolitik hätten diese ausserordentlich günstigen Umstände viel besser genutzt worden sein, und auch hätte dabei vermieden werden können, eine grosse Hypothek für die Zukunft zu schaffen. Die Tatsache, dass sich das BIP ab 2002 etwa verdoppelt hat (laut offiziellen Zahlen war es sogar etwas mehr, laut privaten weniger) hat die Durchführung des Modells überhaupt möglich gemacht und die vielen und grossen Fehler bei der Wirtschaftspolitik, auch die vielfache Pfuscherei (auf spanisch „mala praxis”), vertuscht.
Die Wachstumsumstände waren folgende:
- Der Ausgangspunkt war sehr niedrig. Das Bruttoinlandsprodukt war von 1998 bis Mitte 2002 um ca. 20% zurückgegangen, die Arbeitslosigkeit war auf über 20% gestigen und den Reallohn war stark gefallen. Es war somit relativ einfach, die Konjunktur auf der Grundlage der Nutzung bestehender Kapazitäten anzukurbeln, und die Beschäftigung und den Reallohn zu erhöhen, bei gleichzeitig niedrigen Inflationsraten. All das hat schon lange aufgehört. Lohnerhöhungen haben in den letzten Jahren eine viel direktere Inflationswirkung, die Verringerung der Arbeitslosigkeit erfordert Änderungen der Arbeitsgesetzgebung, und es entstehen Engpässe, deren Überwindung hohe Investitionen erfordert.
- Die strukturellen Änderungen der 90er Jahre haben sich weiter ausgewirkt, ganz besonders die Privatisierungen, die der Wirtschaft einen Effizienzschub gaben und die Staatsausgaben entlastet haben. Ohne dies hätte der Staat nicht die Mittel für die grosszügige Sozialpolitk gehabt. Obwohl die Privatisierungen in einigen Fällen rückgängig gemacht wurden, und in anderen die Bedingungen für die Betreiber öffentlicher Dienste einseitig aufgehoben und durch neue (ungeschriebene) ersetzt wurden, die willkürlich und störend waren, hat sich dennoch der Strukturwandel weiter ausgewirkt, den die Privatisierungen beinhalten. In vielen Fällen, ganz besonders Häfen, Telefonunternehmen, und Stahlbetrieben blieben die in den 90er Jahren entstandenen Privatunternehmen bestehen; in anderen, wie den Betreibern öffentlicher Dienste, wurde das private Management erhalten. Kraftwerke und Verteilungsnetze werden immer noch unverhältnismässig effizienter verwaltet als zur Zeit der staatlichen Betreibung, auch wenn die Unternehmen von der Regierung in eine unhaltbare finanzielle Lage versetzt wurden. Die Kraftwerke der staatlichen Segba in der Stadt Buenos Aires waren Anfang der 90er Jahre nur zu einem Drittel ihrer Kapazität tätig, während die privaten Nachfolgeunternehmen jetzt eine Auslastung von über 95% haben. Die Kirchner-Regierungen haben zunächst vom Kapazitätsüberschuss gelebt, den die Privatisierung der Elektrizitätswirtschaft herbeigeführt hat. Das hat jedoch schon lange aufgehört. Jetzt müssen Entscheidungen getroffen werden, damit diese Unternehmen investieren können, was mit höheren Tarifen verbunden ist.
- Der Default mit nachfolgender Umschuldung hat die Zinslast des Staates stark verringert und die Staatsfinanzen entlastet. Doch inzwischen nimmt die Zinslast wieder zu, und es müssen die Probleme gelöst werden, die noch verbleiben, besonders mit den Holdouts, den ICSID-Klägern und dem Pariser Klub. All das beansprucht hohe finanzielle Mittel. Ohne eine Rückkehr zur internationalen Finanzwelt ist die lokale Wirtschaftsentwicklung stark gehemmt.
- Die Austauschverhältnisse haben sich total geändert. Die Preise der argentinischen Exportcommodities (Landwirtschaft und Bergbau) sind in den letzten Jahren stark gestiegen, bei Sojabohne bis zu 200%, und verbleiben auch nach dem Rückgang, der in letzter Zeit eingetreten ist, sehr hoch. Gleichzeitig sind die Preise der importierten Güter, die mit Elektronik und Informatik zusammenhängen, gesunken. Es ist jedoch keine weitere Verbesserung zu erwarten, sondern nur eine Erhaltung des Status quo.
- Was den Bergbau betrifft, so ist die starke Expansion auf die neue gesetzliche Ordnung zurückzuführen, die unter Menem vollzogen wurden. Auch hier hat sich die Entwicklung jetzt abgeflacht.
- Die technologische Revolution, die in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts ihren Höhepunkt erreichte, hat sich im letzten Jahrzehnt stark ausgewirkt. Jetzt ist die Wirkung viel schwächer geworden; die wesentlichen Fortschritte sind schon in die Wirtschaft eingegliedert worden. Die Revolution konzentriert sich auf Telefonie, Computertechnologie und Landwirtschaftstechnologie. Argentinien ist, wie kaum ein anderes Land, das nicht zu den fortgeschritten gehört, in der Lage, diese Technologie voll aufzunehmen, weil das Land eine intelligente Bevölkerung hat, ohne Analphabeten und mit vielen Fachleuten und Akademikern. Das hat einen phänomenalen Wachstumsimpuls herbeigeführt. Die Landwirtschaft ist dabei viel produktiver geworden, hat sich radikal verändert, und es ist ein besonders glücklicher Umstand, dass dies mit dem Auftauchen einer hohen Nachfrage von China u.a. Ländern des fernen Ostens zusammentraf. Die Kirchner-Regierungen haben verhindert, dass die Expansion der Landwirtschaft noch viel höher gewesen wäre. Allein, um jetzt eine höhere Stufe zu erreichen, was durchaus möglich ist, ist eine andere Landwirtschaftspolitik notwendig, u.a. mit höheren realen Preisen, was auch Probleme schafft.
- Der Aufschwung wurde auch durch den Aufbrauch von Reserven gefördert. Das bezieht sich besonders auf Erdöl und Gas, dann auch auf den um netto ca. 10 Mio. Kühe verringerten Rinderbestand, aber auch auf die ungenügende Instandhaltung und Erneuerung bei Betreibern von öffentlichen Diensten, weil dadurch mehr Kaufkraft für andere Zwecke übrig bleibt. Diese Politik ist jetzt an eine Grenze gelangt, bei der sie nicht weitergeführt werden kann, und das führt zu einer entgegengesetzten Wirkung, mit einer Beanspruchung höherer Mittel für die genannten Zwecke.
Zusammenfassend: nicht das „Modell” hat sich erschöpft, sondern die Umstände, die das hohe Wachstum mit einer expansiven Sozialpolitik möglich gemacht haben. Ebenfalls ist die Zunahme der Staatsquote, von etwa 30% auf über 42% des BIP, zu weit gegangen und wirkt störend. Die Regierung steht jetzt vor grundsätzlichen Problemen. Halten wir fest:
- Das Zahlungsbilanzproblem verschärft sich, mit einer zunehmend störenden Wirkung auf die Wirtschaft. Die Überwindung der Lage erfordert eine Lösung der genannten finanziellen Probleme im Ausland (mit denen sich Lorenzino jetzt befassen soll), ebenfalls eine neue Politik für Erdöl und Gas, und auch eine andere Wechselkurspolitik.
- Der Staastshaushalt gerät in eine zunehmend defizitäre Lage, ohne Finanzierungsmöglichkeit. Hinzu kommt, dass Staatsschulden amortisiert werden, aber zahlungsbilanzmässig nicht durch neue Kredite ersetzt werden, wie es normalerweise der Fall sein sollte. Die ZB-Reserven, die netto bei u$s 18 Mrd. liegen (bei Abzug der Beträge, die keine echten Reserven darstellen und somit nicht eingesetzt werden können) neigen zu ihrem Ende. Die Staatsfinanzen müssen saniert werden, was u.a. eine drastische Verringerung der Subventionen für Strom, Gas, Wasser und den Personenverkehr bedeutet, aber auch einen Abbau der überhöhten Beamtenzahl, und allgemein, eine rationelle Ausgabenpolitik, mit Ausmerzung der üblichen Kirchner-Vergeudung.
- Die gesamte Steuerlast muss verringert werden, um die Wirtschaft nicht zu ersticken und Investitionsmöglichkeiten und –anreize zu schaffen.
- Die Inflation muss effektiv bekämpft werden, um zu verhindern, dass sie auswuchert und in kurzer Zeit in Hochinflation und gleich danach in Hyperinflation ausartet. Auch wenn eine Stabilisierung (die international bei einer Inflation von bis zu 3% jährlich als solche gilt) nicht möglich ist, sollte zumindest eine einstellige Jahresinflation angepeilt werden. Das erfordert jedoch nicht nur eine Sanierung der Staatsfinanzen und somit eine geringere monetäre Expansion, sondern auch eine Bremse der gewerkschaftlichen Lohnforderungen, wobei die Regierungsführung nicht weiss, wie sie so etwas erreichen kann, zumal in einer sehr politisierten Periode. Da der Reallohn dabei auf alle Fälle sinkt, stellt dies ein schwieriges Problem. Dies ist der schmerzhafte Teil der verpönten „Anpassung” („ajuste”).
Kabinettschef Jorge Milton Capitanich, der jetzt angeblich die volle Verantwortung für Grundentscheidungen der Regierung übernommen hat, steht vor der schwierigen Alternative, entweder die politischen Kosten zu tragen, die all dies beinhaltet, oder seiner politischen Karriere den Vorrang zu geben, im Hinblick auf die Präsidentenwahlen von 2015. Allein, er kann den genannten Problemen schliesslich doch nicht ausweichen, und wenn er dies versucht, dann läuft er Gefahr, dass sie in kurzer Zeit verschärft auftreten und ihn als totalen Versager erscheinen lassen. Politisch gesehen, müsste er versuchen, die harten Massnahmen jetzt zu treffen, und sie durch eine differenzierte Anwendung („fine tuning”) weniger gravierend für die ärmeren Bevölkerungsschichten zu gestalten, so dass dann 2015 die politischen Kosten schon zur Vergangenheit gehören und er als der Mann in Erscheinung tritt, der die Krise überwunden hat. Das erfordert jedoch viel Mut, wahrscheinlich mehr, als man Capitanich zumuten kann. Halbherzige Lösungen nützen nicht. Ausserdem will die Regierung die Krise nicht zugeben, und das macht den Fall noch kom.